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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

23.02.1993 

Geschäftszahl 

91/08/0170 

Hinweis auf Stammrechtssatz 

GRS wie VwGH E 1990/09/26 90/10/0070 3 

Stammrechtssatz 

Wenn der Vertreter des Antragstellers im Wiedereinsetzungsantrag vorbringt, der Umstand, daß das 
Straferkenntnis in einen fremden Akt " hineingerutscht " und dort übersehen worden sei, sei im wesentlichen auf 
ein " Versehen " seiner Sekretärin zurückzuführen, wobei die Fristvormerkung bisher tadellos funktioniert habe 
und sehr gewissenhaft vorgenommen worden sei und die stichprobenartig vorgenommenen Überprüfungen der 
Fristvormerke immer die ausgesprochene Richtigkeit bestätigt hätten, so kann dieses Vorbringen nicht als 
ausreichend angesehen werden, weil jegliche Angaben darüber fehlen, inwieweit der Vertreter des Antragstellers 
die Vorlage der Eingangsstücke überwacht, dh mit welchen organisatorischen Maßnahmen er dem etwaigen 
Verschwinden von Eingangsstücken zu begegnen versucht. Ein allgemein gehaltenes Vorbringen, er kontrolliere 
die Sekretärin " stichprobenartig ", ist in diesem Zusammenhang nicht ausreichend. 


